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WiekönnenwirunsgegenWohnungskündigungwehren?
Recht Wirwohnen seit 15 Jahren in einer preisgünstigenWohnung. Nun hat uns die Verwaltungmitgeteilt, dass das
Haus vollständig abgebrochenwerden soll undwir dieWohnung auf den nächstenKündigungstermin verlassen
müssen. Könnenwir uns dagegenwehren?

Vermieter dürfen das (unbe-
fristete)Mietverhältnis unter
Einhaltung der Fristen grund-
sätzlich frei kündigen. Eine
ordentliche Kündigung eines
Mietvertrages setzt keine
besonderenKündigungsgrün-
de voraus. So kann eine Ver-
mieterin etwa kündigen, weil
sie eine umfassende Sanierung
oder einenAbriss plant.Mieter
können eine Kündigung an-
fechten, wenn sie gegen Treu
undGlauben verstösst und
mithinmissbräuchlich ist.

Vorratskündigung
gilt alsmissbräuchlich
Bei einer Sanierungskündi-
gung gelten hoheHürden: Die
geplantenArbeitenmüssen so
umfangreich sein, dass eine
Nutzung derWohnungwäh-
rend desUmbaus erheblich
eingeschränkt ist. Kleinere
Arbeiten, die im bewohnten
Zustandmachbar sind, recht-

fertigen keine Kündigung.
Zudemmuss zumKündigungs-
zeitpunkt ein Sanierungspro-
jekt vorliegen, das denAuszug
derMieterschaft als notwendig
erscheinen lässt. Kündigt der
Vermieter auf Vorrat (so ge-
nannte Vorratskündigung),
also ohne spruchreifes Bauvor-
haben, gilt dies alsmissbräuch-
lich. Das ist etwa der Fall, wenn

gar keine echte Sanierungsab-
sicht besteht.

Ob eine imHinblick auf ein
Umbauprojekt ausgesprochene
Kündigung gegenTreu und
Glauben verstösst, beurteilt
sich stets nach demZeitpunkt
ihres Ausspruchs. Sowird eine
Kündigung nicht nachträglich
missbräuchlich, nurweil das
geplanteUmbauprojekt später
keineBewilligung erhält.
Missbräuchlich ist sie hingegen
dann,wenn bereits imZeit-
punkt der Kündigung offen-
sichtlichwar, dass das Projekt
insbesondere aufgrund öffent-
lich-rechtlicher Bestimmungen
gar nicht realisierbar ist.

Soll eineMietliegenschaft
abgerissenwerden, ist die
Abbruchkündigung grundsätz-
lich zulässig, sofern der Abriss
ernsthaft beabsichtigt ist. In
einemaktuellenEntscheid hat
das Bundesgericht klargestellt,
dass beimAbriss kein ausge-

arbeitetes Bauprojekt vorliegen
muss – eine plausible Absicht
genügt. Ausserdem spielt der
genaueZeitplan keineRolle.
Ein Eigentümer darf selbst
bestimmen,wann er einHaus
abreisst, solange er ein schüt-
zenswertes Interesse daran hat.
Gemäss Bundesgericht gilt
ausserdem, dass eine Leerkün-
digung vor einemHausverkauf
zwecks Preissteigerung nicht
per semissbräuchlich ist. Eine
Abbruchkündigung kann
allerdings angefochtenwerden,
wenn konkreteAnzeichen
bestehen, dass der Abriss gar
nicht erfolgt oder aus rechtli-
chenGründen unmöglich ist.

Diemissbrauchsbegrün-
dendenUmständemüssen
allerdings von derMieterschaft
bewiesenwerden.DerUm-
stand, dass dieAbbruchkündi-
gung für dieMieterschaft eine
Härte darstellt,macht diese
nicht per semissbräuchlich.

Eine allfälligeHärte kann
jedoch imRahmender Interes-
senabwägung bei der Frage
einer Erstreckung desMietver-
hältnisses relevant sein.Wich-
tig ist in diesemFall, dass die
Mieterschaft Suchbemühungen
aufweisen kann.

DieSchweiz–einSystem,
dasunsregelnmöchte
Gastkolumne zur Bedeutung
der Fiskalquote: «Schweiz,
aufgepasst!»,
Ausgabe vom 28. Juli

René Scheus Artikel über die
Fiskalquote spricht vielen aus
der Seele. Vielemeinen, die
Schweiz sei steuerfreundlich
– dieWirklichkeit sieht jedoch
anders aus. Ein Erwerbstätiger
gibt über 40 Prozent seines
Einkommens für Steuern,
Abgaben sowie Prämien ab.
Daswäre an sich kein Problem,
wenn die Bürger gleichzeitig
mehr Einblick und Einfluss
hätten. Aber genau das fehlt.

Stattdessen verschiebt sich
dieMacht leise: Der Staat
wächst, die Verwaltung breitet

sich aus,Marktpreiseweichen
staatlich festgelegten Preisen
– undBürger zahlen einfach
nur noch.

Viele Beschlüsse fällen
heute Kommissionen und nicht
mehr das Volk. Das geschieht
in einemLand, das sich gerne
auf seine direkteDemokratie
beruft. Es geht nicht darum, ob
wir zu viel Staat haben – es geht
darum,wer unser Leben
bestimmt.

Soll der einzelneMensch
mit seiner Verantwortung
entscheiden – oder ein System,
das uns regelnmöchte? Es ist
Zeit, dass wir genauer hin-
schauen undmitreden.

Antonio Simoes, Horw

Bei J+Szusparen, ist verantwortungslos
«Kanton soll J+S-Kürzungen
ausgleichen»,
Ausgabe vom 19. Juli

In der Schweiz soll gespart
werden –mal wieder. Undwie
so oft trifft es jene, die sich am
wenigstenwehren können: die
Kinder und Jugendlichen. Der
Bundwill bei Jugend und Sport
(J+S) kürzen. Die Begründung?
Das Programmsei zu erfolg-
reich, der Fördertopf ausge-
schöpft. Pardon, aber das ist
nicht nur einHohn, das ist eine
Haltungsschwäche im politi-
schenKern. Das ist, als würde
man einemFeuerwehrteam
die Schläuche konfiszieren,
weil sie zu viele Brände ge-
löscht haben. Diese Logik ist
verantwortungslos.

Denn J+S ist vielmehr als
ein Subventionsprogramm für
Lager undTrainings. Es ist eine

Investition in unsereGesell-
schaft, eine Investition in die
Zukunft. In Fairness, in Res-
pekt, in Zusammenhalt. In
Werte, die in keinemKlassen-
zimmer und auf keinemYou-
Tube-Kanal vermittelt werden
–wohl aber auf demFussball-
platz, in der Turnhalle, im
Waldmit der Pfadi, beim
Klettern imFelsen oder auf der
Skipiste. Hier lernenKinder,
was Verantwortung bedeutet.
Hier wachsen sie über sich
hinaus, übenRücksicht, entde-
cken ihreGrenzen – und über-
schreiten sie. Hier entstehen
Freundschaften über soziale
Schichten hinweg.

Hier zählt nicht, obman
das neuste iPhone hat, sondern
obman für dieGruppemit-
zieht. Kurz: Hier passiert das,
was unser Land zusammen-
hält.Wer hier kürzt, streicht

nicht einfach Lagerbeiträge. Er
beschädigt einNetzwerk aus
Vereinen, Betreuenden, Ju-
gendlichen undEltern, das
dafür sorgt, dass aus Kindern
verantwortungsbewusste,
resiliente Erwachsenewerden.

Wir leben in einer Zeit, in
der Kindern vor allem eines
fehlt: echte, analogeGemein-
schaft. Der Bildschirm ist
allgegenwärtig. Die Bewe-
gungsarmutwächst. Der
soziale Austausch schrumpft.
Und ausgerechnet jetzt will der
Bund bei genau denAngeboten
sparen, die diesemTrend
entgegenwirken?Das Parla-
ment hat noch Zeit, diesen
Irrtum zu korrigieren. Im
Dezember entscheidet es über
das Budget 2026.

Theo Schnider, Tourismus-, Natur-
undUmweltfachmann, Sörenberg

Eigenmietwert:UnbrauchbareGegenargumente
Zur eidgenössischen Abstim-
mung über den Eigenmietwert
am 28. September

In diesen Tagen hat dieGeg-
nerschaft der Abschaffung des
Eigenmietwerts (EMW)mit
ihrerNein-Kampagne begon-
nen. Klar, die Vorlage ist ein
Kompromiss. Eswird nicht
allen Steuerzahlern nur grosse
Vorteile geben.

Nun aberwerdenArgu-
mente verbreitet, welche kaum
zutreffen. Eswerden unhaltba-
re Prognosen gemacht. Zum
Beispiel schreibt die Konferenz
der Kantonsregierungen
(KdK), der EMWsei volkswirt-
schaftlich und steuersystema-
tisch gerechtfertigt. Es handle
sich dabei um ein «Naturalein-
kommen»! UmHimmels
Willen!Wohneigentümer
haben dochmit ihremBesitz

kein Einkommen. Sie wohnen
selber da. Es bezahlt ihnen
niemand eineMiete! Im
Gegenteil: Sie bezahlen ja
schon die übliche Vermögens-
steuer für das Eigenheim- und
werden das auchweiterhin tun.

Auch derDachverband der
Wirtschaft der erneuerbaren
Energien (aee-suisse) argu-
mentiert fantasievoll: Er
prognostiziert, die Steuerabzü-
ge für energetische Sanierun-
genwürden in Zukunft verfal-
len. Richtig ist, dass diese
Abzügemöglich sind, bis
mindestens die Treibhausgas-
bilanz ausgeglichen seinwird.
Daswird etwa 2050 so sein.
Dannwird die Stimmbürger-
schaft erneut entscheiden.

Weiter schreibt die aee,
weil dieser Steuerabzugweg-
falle, würde die Schwarzarbeit
zunehmen.Doch derWegfall

ist keineswegs beschlossenmit
einem Ja. Zudem: Schwarze
Schafe gibt es leider überall –
auch heute schon. Die aee
stellt zudem in denRaum,
wegen demAbzug desWeg-
falls für ordentlichenUnterhalt
würdeweniger saniert und das
Baugewerbe hätte dann kaum
mehr Arbeit. Zur Erinnerung:
Das Baugewerbe hat volle
Auftragsbücher. Die Zukunft
wird abhängig sein von den viel
zuwenig vorhandenen Fach-
kräften. DieHauseigentümer
werden sicher weiterhin versu-
chen, ihre Liegenschaften
nicht verlottern zu lassen.
Lassen sie sich also nicht ins
Bockshorn jagen. Ein Ja zur
Vorlagewird fürmehr Steuer-
gerechtigkeit sorgen.

MarkusMächler, alt-Grossstadtrat CVP
undWohneigentümer, Luzern

Regeln für Leserbriefe

Wir freuen uns über Ihre Leser-
briefe. Das sind die Spielregeln:
FassenSie sich kurz, Ihr Text darf
höchstens 1900Zeichen umfas-
sen und gerne auch knapper
sein. Sie helfen uns so, mög-
lichst vielen Meinungen eine
Plattform zu geben.

Wir behalten uns vor, Texte zu
kürzen oder nicht zu publizieren.
Grundsätzlich werdenAbonnen-
ten bei der Auswahl der Briefe
bevorzugt behandelt.

Bitte geben Sie bei jedem
Brief Ihre vollständige Adresse
an. Im Sinne der Transparenz
bitten wir Sie, eine allfällige öf-
fentliche oder politische Funk-
tion anzugeben, falls sie einen
Bezug zu Ihrem Brief hat.

Alle publizierten Briefe gibt's
auf www.luzernerzeitung.ch.Die reineMusse: Sommer, ein spektakulärer Sonnenuntergang, plau-

dern und warten, bis ein Fisch anbeisst. Leserbild: Daniel Hegglin, Zug

Abendstimmung am Zugersee

Kurzantwort

Eine Kündigung wegen Sanie-
rung oder Abbruch kann ange-
fochten werden, wenn sie miss-
bräuchlich ist oder gegen Treu
undGlauben verstösst. Bei einer
KündigungwegenSanierungbe-
stehen hohe Hürden. Im Falle
einesAbbruchs hat dasBundes-
gericht dieBedingungengeklärt.
(heb)
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